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Beim Creative Bureaucracy Fes-
tival tauschten sich u. a. zwei 
Experten über den beständigen 
Wandel aus: Dr. Markus Richter, 
Staatssekretär im Bundesmi-
nisterium des Innern, für Bau 
und Heimat und Beauftragter 
der Bundesregierung für In-
formationstechnik (CIO), und 
Kurt-Christoph von Knobelsdorff, 
Geschäftsführer und Sprecher 
der NOW GmbH in Berlin. In 
der Diskussion wurde über eine 
“angemessene Veränderungs-
geschwindigkeit” gesprochen, 
es wurden Ideen ausgetauscht, 
mit welchen Maßnahmen alle an 
diesem Transformationsprozess 
Beteiligten mitgenommen werden 
können und müssen. 

Transformation aktiv und 
gemeinsam begleiten
Denn es ist wichtig, die Trans-

formation in großen und kleinen 
Verwaltungseinheiten aktiv und 
gemeinsam zu begleiten, wie Dr. 
Markus Richter betonte: “Worte 
wie “Change Management” und 
“Kulturwandel” werden schnell 
zu einer Hülse, mit der sich vie-
le nicht angesprochen fühlen; 
das klingt weit weg. Wir müssen 
konkreter werden: Letztlich geht 
es um Gestaltungswillen, Mut 
und Übernahme von Verant-
wortung sowie Fehlertoleranz.” 
Mithilfe eines umfassenden Ver-
änderungsmanagements werden 
Führungskräfte zu Motivatoren 
und Vorbildern. Sie geben ihren 
Beschäftigten Orientierung und 

treten in einen intensiven Dialog 
über deren Wünsche, Vorbehalte 
und Ideen ein. 
Zu Zeiten von Homeoffice und 

mobilem Arbeiten gestalte sich 
der Austausch schwieriger. Auf 
der einen Seite stünden die Er-
wartungen an Flexibilität und 
Homeoffice. Auf der anderen 
Seite könne sich eine funktio-
nierende Unternehmenskultur 
erst dann entwickeln, wenn sich 
die Menschen auch träfen und 
gemeinsamen und analog im Bü-
ro arbeiteten, so Kurt-Christoph 
von Knobelsdorff. Institutionen, 
die sich hier um Lösungen be-
mühen, stärken die Bindung 
ihrer Mitarbeitenden. Wenn die 
Mitarbeitenden darüber hinaus 
in die Ausgestaltung des Ver-
änderungsprozesses einbezogen 
werden und sich gemeinsam mit 
den Wirkungen der anstehenden 
Veränderungen beschäftigen, 
können Vorbehalte abgebaut 
werden und Motivation entsteht. 

Der PD-Change-Kompass
Für die Begleitung der Verän-

derung können bekannte und 
innovative Methoden und Vor-
gehensweisen genutzt werden. 
So hat sich beispielsweise der 
PD-Change-Kompass bewährt, 
um Handlungsfelder zu identi-
fizieren, strategisch zu bewerten 
und Maßnahmen abzuleiten. Die 
sieben Module beinhalten alle 
Schritte, Methoden und Formate 
für die Arbeit in einem Trans-
formationsvorhaben. Sie zielen 

darauf ab, die Bereitschaft der 
Beteiligten für die anstehenden 
Veränderungen zu erhöhen. Da-
bei können Großgruppenformate, 
Einzeldialoge, Organisationsana-
lysen, Retrospektiven sowie “Kol-
legiale Beratung” oder Mediation 
genutzt werden. 

Verhalten muss sich ändern
Damit wird auch ein wichtiger 

Stellhebel für die erfolgreiche 
Begleitung von Transformations-
projekten bedient: Denn obwohl 
die überwiegende Mehrheit der 
Mitarbeitenden die Ziele der di-
gitalen Transformation kennt, 
wird das erforderliche Verhalten 
oft nicht verändert. Was hindert 
Menschen daran, notwendige 
Veränderungen auch umzu-
setzen? In der aktuellen Studie 
“Veränderungen ohne Hürden 
umsetzen – ein verhaltensökono-
misches Vorgehensmodell” unter 
www.pd-g.de/verhaltensoekono 
mik stellt die PD Erkenntnisse 
aus ihrer Beratungspraxis vor 
und zeigt Wege auf, wie diese 
Hindernisse überwunden werden 
können.
Mit diesem Wissen lassen sich 

zahlreiche Bedürfnisse von Be-
schäftigten in Bezug auf die Ar-
beitsorganisation, die Leistungs-
gerechtigkeit und die beruflichen 
Gestaltungsmöglichkeiten erfül-
len. 

*Lars Lentfer ist bei der PD – 
Berater der öffentlichen Hand 
GmbH tätig.

Lost in Transition?
Menschen, Werte und Kulturen in sich verändernden Organisationen

(BS/Lars Lentfer*) “Nichts ist so beständig wie der Wandel” – dieses alte Sprichwort gilt auch für Organi-
sationen, Unternehmen ebenso wie Verwaltungen, die fortlaufend Veränderungen unterworfen sind. Der 
Wandel umfasst dabei nicht nur die Anpassung von Arbeitsprozessen im Zuge der Digitalisierung oder die 
Umgestaltung funktionaler Büroflächen in moderne Arbeitswelten. Auch die Fusion oder Umstrukturierung 
von Organisationen, die Ausgründung von Teilbereichen oder die Verlagerung von Aufgaben an andere Stand-
orte oder Bereiche verlangen den Beschäftigten individuell, in ihren Teams sowie innerhalb der Organisation 
kontinuierliche Veränderungsbereitschaft ab. 
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Aktuelle und genaue Daten 
sind unerlässlich für staatliches 
Handeln. Gerade in Krisenzei-
ten braucht es einen verlässli-
chen Kompass für Politik und 
Verwaltung. Der Klimawandel 
zum Beispiel erfordert viele Rich-
tungsentscheidungen, basierend 
auf soliden Datengrundlagen: 
Wie viele Menschen wohnen in 
möglichen Überschwemmungs-
gebieten? Wie können städti-
sche Strukturen fit für steigende 
Temperaturen gemacht werden? 
Wie klimafreundlich sind die Hei-
zungsanlagen in Gebäuden? Ei-
ne zentrale Informationsquelle 
zur Beantwortung dieser und 
weiterer Fragen ist der Zensus. 
Bisher werden die statistischen 
Basisdaten zu Bevölkerung, 
Gebäuden und Wohnungen, 
Haushalten und Familien so-
wie Arbeitsmarktbeteiligung und 
Bildungsstand der Bevölkerung 
in Deutschland alle zehn Jahre 
erhoben (das nächste Mal 2022). 
Zensusergebnisse sollen in Zu-

kunft häufiger, aktueller und 
regional tiefer untergliedert be-
reitstehen, um den gestiegenen 
Anforderungen auf Nutzerseite 
gerecht zu werden. Ziel des Regis-
terzensus ist es, diese Zahlen be-
lastungsarm und kostengünstig 
zu gewinnen. Alle erforderlichen 
Daten werden aus bestehenden 
Quellen der Verwaltung und Sta-
tistik bezogen. Zusätzliche Erhe-
bungen sind dann nicht mehr 
nötig. Dies entlastet Bürgerinnen 
und Bürger spürbar, da vorhan-
dene Informationen nicht erneut 
erfragt werden müssen. Durch 
den methodischen Umstieg lässt 
sich auch der Aufwand für Ver-
waltung und Statistik reduzieren: 
Die Infrastruktur für die Statis-
tikproduktion muss nicht immer 
wieder neu aufgebaut werden, 
sondern kann kontinuierlich 
genutzt werden. 
Die Vorbereitungen zum Re-

gisterzensus erstrecken sich 
über mehr als zehn Jahre. Die 
Umsetzung erfolgt schrittweise. 
Voraussichtlich bereits ab dem 
Jahr 2025 müssen kleinräumige 
Bevölkerungszahlen an die EU 
übermittelt werden. Ab 2031 sol-
len auch Zensusergebnisse zum 
Bildungsstand und zur Arbeits-
marktbeteiligung, zum Gebäu-
de- und Wohnungsbestand, zur 
Wohnsituation sowie zu Haus-
halten und Familien vollständig 
registerbasiert ermittelt werden. 
Dabei werden die methodischen 
Grundlagen nach neuesten wis-

senschaftlichen Standards gelegt. 
Derzeit setzen wir mit den Statis-
tischen Landesämtern das Regis-
terzensuserprobungsgesetz in die 
Praxis um. Es regelt den Test der 
neu entwickelten Verfahren sowie 
Arbeitsabläufe zur registerbasier-
ten Ermittlung der Einwohner-
zahlen. Der Registerzensus soll 
auch weiterhin genaue Bevölke-
rungsdaten liefern. Kernelement 
der Qualitätssicherung ist der 
sogenannte Lebenszeichenan-
satz: Damit nur Personen ge-
zählt werden, die sich noch in 
Deutschland aufhalten, werden 
die Daten der Meldebehörden mit 
administrativen Lebenszeichen 
aus weiteren Verwaltungsda-
tenquellen (beispielsweise dem 
Kraftfahrt-Bundesamt oder der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung) abgeglichen. So können 
potenzielle Untererfassungen 
und “Karteileichen” in den Mel-
deregisterdaten identifiziert und 
korrigiert werden. Während der 
Vorbereitungen wird auch in-
tensiv geprüft, welche der benö-
tigten statistischen Basisdaten 
aus den anderen Themenberei-
chen des Registerzensus bereits 
in Registern vorliegen und wie 
diese miteinander kombiniert 
und qualitätsgesichert genutzt 
werden könnten. Die amtliche 
Statistik arbeitet dabei eng mit 
den registerführenden Stellen wie 
der Bundesagentur für Arbeit zu-
sammen. Einerseits müssen be-
stehende Register in der Verwal-
tung und Statistik modernisiert 
werden. Andererseits müssen 
Register neu aufgebaut werden 
– etwa ein Bildungsregister. 
Ein weiteres Beispiel ist das 

Gebäude- und Wohnungsregis-
ter (GWR). Bisher existiert in 
Deutschland kein flächendecken-
des Register mit Informationen zu 
allen Gebäuden und Wohnungen. 
Das GWR könnte diese Lücke 
schließen und so die Angaben 
zur Struktur des Gebäude- und 
Wohnungsbestands für den Re-
gisterzensus liefern. Zugleich 
wird das GWR für Verwaltungs-

aufgaben in vielen 
unterschiedlichen 
Bereichen benö-
tigt, etwa indem 
es aktuelle Daten 
für die Bau- und 
W o h n u n g s p o -
litik bereitstellt 
oder als Basis 
für qualifizierte 
Mietspiegel dient. 
Weiterhin könn-

te das GWR mehr Transparenz 
bei den Eigentumsverhältnissen 
schaffen, um den Kampf gegen 
Geldwäsche im Immobiliensektor 
zu unterstützen. Und um auf 
die Richtungsentscheidungen 
zurückzukommen, vor die uns 
der Klimawandel stellt: Das GWR 
könnte aktueller und häufiger 
Daten für ein Monitoring von 
Energiewende und energetischer 
Sanierung sowie zur Planung von 
Hochwasserschutzmaßnahmen 
liefern. Bisher fehlt allerdings 
die gesetzliche Grundlage für 
Aufbau und Pflege eines GWR.
Bereits mit der Konzeption 

nimmt der Datenschutz einen 
hohen Stellenwert beim Register-
zensus ein. Die Daten der Ver-
waltungsregister sollen über be-
währte Strukturen mit modernen 
Verschlüsselungstechniken über-
mittelt werden. Es gibt umfang-
reiche Sicherungsmaßnahmen, 
damit sie nicht unrechtmäßig 
genutzt oder zusammengeführt 
werden. Das mit dem Registermo-
dernisierungsgesetz eingebrachte 
“Datenschutzcockpit” wird Trans-
parenz für Bürgerinnen und Bür-
ger schaffen, welche Daten zur 
eigenen Person in der Verwaltung 
vorliegen und wann sie zu wel-
chem Zweck abgefragt wurden. 
So kann jede und jeder Einzelne 
das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung wahrnehmen.
Für den Registerzensus werden 

in den kommenden Jahren auf 
konzeptioneller und rechtlicher 
Ebene die Weichen gestellt. Ziel 
ist es, sowohl Bürgerinnen und 
Bürger als auch Verwaltung und 
Statistik zu entlasten. Gleichzei-
tig werden Datennutzerinnen und 
-nutzer unter anderem aus Politik 
und Wissenschaft von Zensus-
ergebnissen in gewohnt hoher 
Qualität profitieren, die aktuel-
ler, häufiger und tiefer regional 
untergliedert bereitstehen. Das 
Statistische Bundesamt nutzt mit 
dem Registerzensus die Chancen, 
die die Registermodernisierung 
bietet, und treibt diese Entwick-
lungen mit voran.

Der Registerzensus... 
...bringt die Registermodernisierung entscheidend voran

(BS/Katja Wilken) Bürgerinnen und Bürger von Befragungen zu entlasten, neuen Anforderungen der Da-
tennutzerinnen und -nutzer gerecht zu werden sowie langfristig Aufwand zu reduzieren – all das soll ein 
Registerzensus ermöglichen, den das Statistische Bundesamt in Zusammenarbeit mit den Statistischen 
Landesämtern schrittweise bis 2031 realisieren will.

Katja Wilken ist Abteilungs-
leiterin Digitalisierung, Digi-
tale Dienste im Statistischen 
Bundesamt. 

Foto: BS/ Statistisches Bundesamt

Es ist bitter nötig, der Digitalisie-
rung in Deutschland in den kom-
menden Jahren neuen Schub zu 
geben, um dem weiteren “digita-
len Dümpeln” im weltweiten und 
im europäischen Vergleich end-
lich ernsthaft entgegenzusteuern 
und auch die Mitarbeiter*/-innen 
in der Verwaltung 4.0 dadurch 
zu schützen und zu stützen. Dies 
mit all den Instrumenten, die im 
“digitalen Werkzeugkasten” an 
vielen Orten im Staate und in der 
Wirtschaft ja vorhanden sind und 
dabei die nötige Cyber-Sicherheit 
proaktiv zu gewährleisten. 
In der unverzichtbaren Ver-

waltung 4.0 ist die Bereitschaft 
der Mitarbeitenden und Füh-
rungskräfte gestiegen, sich den 
nötigen Change-Prozessen und 
Veränderungen zu stellen. Aber: 

“Die Treppe muss von oben ge-
putzt werden!” Hier ist die neue 
Bundesregierung – wie immer 
sie auch personell und partei-
politisch aufgestellt sein wird 
– besonders gefordert. Ob es ein 
Digitalministerium geben wird, 
mit welchen Kompetenzen auch 
immer, wie sich z.B. im Bildungs-
bereich Digitales Lernen und 
Lehren bundesweit unter föde-

ralen Aspekten und Konditionen 
entwickeln soll/muss und wie 
sich die zunehmend kritischer 
werdende IT-Sicherheit garantie-
ren lässt, das sind nur Teilfragen 
der großen Herausforderung für 
die Verwaltung 4.0 im digitalen 
Jahrzehnt.
Antworten darauf geben auf 

dem diesjährigen Kongress u.a. 
Arne Schönbohm, Präsident des 
Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI), 
Mathias Richter, Staatssekretär 
im NRW-Schulministerium, und 
der NRW-CIO Prof. Dr. Andreas 
Meyer-Falcke. 

*Wilfried Kruse, Geschäftsfüh-
render Gesellschafter IVM², ist 
fachlicher Leiter und Moderator 
des Kongresses “e-nrw”. 

Verwaltung 4.0 
Neuer Schub nach Pandemie mit neuer Bundesregierung? 

(BS/Wilfried Kruse*) Die mit der Pandemie verbundenen Herausforderungen der öffentlichen Verwaltung 
sind weiterhin hoch. Nicht nur für die Gesundheits- und Ordnungsämter, für die Polizei oder die Menschen 
im Bildungs- und Gesundheitssystem. Können sie von der neuen Bundesregierung für das digitale Jahrzehnt 
neue Hilfe, neue Anerkennung, neue “digitale Substanz” am Standort Deutschland erwarten?
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